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Verena Schmitt

Linke: Gaspipelines weiter nutzen

Linken-Fraktionschefin Amira Mohamed Ali fordert
den weiteren Import von Erdgas über Pipelines aus
Russland. Deutschland kaufe Ländern wie Pakistan
Flüssiggas „vor der Nase weg“, obwohl diese dringend
darauf angewiesen seien, kritisierte Mohamed Ali am
Montag inBerlin. „Eswäre sinnvoller, dasGasausPipe-
lines zubeziehen.DiePipelinesausRussland,dienoch

da sind, sollten dafür genutzt werden.“

Russland hatte Ende August die Lieferungen gestoppt.
Die Pipelines der Nord-Stream-Trasse sind inzwischen
durch Sabotageakte unterbrochen. Nach Angabender
Bundesnetzagenturwirdderzeit auchüber andere Lei-
tungen kein Gas mehr aus Russland importiert.

ZURÜCK ZUM INHALT 3



PRESSESPIEGEL EWN - ENTSORGUNGSWERK FÜR NUKLEARANLAGEN | 22.11.2022

EW
NOstsee-Zeitung - Rostocker Zeitung | 22.11.2022 | S. 22

Auflage: 28.617 | Reichweite: 70.189

André Stahl

Schwimmende LNG-Terminals werden deutlich teurer

Die Anschaffung und der Unterhalt schwimmender
Flüssigerdgas-Terminals kosten Deutschland mindes-
tens dreieinhalb Milliarden Euro mehr als bislang ge-
plant. Der Gesamtbedarf hat sich 2022 auf rund 6,56
Milliarden Euro an Haushaltsmitteln erhöht, wie das
Bundeswirtschaftsministerium am Montag in Berlin
bestätigte. Hinzu kämen weitere Haushaltsmittel im
Jahr 2023.

„Diese Erhöhung war in einer zweiten Phase aufgrund
der sich dynamisch entwickelnden Situation notwen-
dig“, hieß es. „Mittlerweile konnten in umfangreichen
Abstimmungenmit zahlreichen Akteurenweitere Kos-
ten bestimmt und zunächst prognostizierte Kosten
konkretisiert werden.“ Die Mehrkosten dienten „direkt
der Finanzierung von Vorhaben, die essenziell für die
deutsche Energiesicherheit für die kommenden Win-
ter sind“. Zuvor hatte der „Spiegel“ darüber berichtet.

Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) sagte in
Berlin zuder Kostensteigerung, es seienmehr Projekte
geworden. AußerdemhabemanTeile der Infrastruktu-
ren mit einbezogen. Diesen höheren Kosten stünden
zum Teil auch Entgelte als Einnahmen gegenüber.

Deutschland setzt beim Ersatz russischen Pipeline-
Gases unter anderem auf per Schiff geliefertes Flüs-
sigerdgas und baut für den Import mehrere Termi-
nals. Aktuell verfügt Deutschland über keine eigenen
Anlandeterminals, die ersten sollen demnächst in Be-

trieb gehen. Habeck hatte von einem „zentralen Bau-
stein für die Sicherung unserer Energieversorgung im
kommenden Winter“ gesprochen. Politik und Planer
wollen, dassmöglichst bald Erdgas-Importe per Schiff
über die Nord- und Ostseeküste anlaufen können.

Der Haushaltsausschuss im Bundestag hatte den An-
gaben zufolge zusätzliches Geld für die schwimmen-
den Terminals bewilligt. Im Haushalt für 2022 waren
demnach zunächst 2,94 Milliarden Euro vorgesehen.
Das betreffe etwa Betriebskosten und Kosten für zu-
sätzliche Infrastrukturmaßnahmen an Land. Darüber
hinaus sind nach Ministeriumsangaben rund 738 Mil-
lionen Euro für die Beteiligung der staatlichen För-
derbank KfW am stationären Terminal in Brunsbüttel
eingeplant. Aus Unterlagen des Haushaltsausschus-
ses geht laut „Spiegel“ außerdem hervor, dass zwei
der Terminals für 15 Jahre gechartert werdenmussten
statt für zehn Jahre.

Der Linken-Haushaltspolitiker Victor Perli sagte dem
„Spiegel“, die Ampelkoalition habe sich mit der alter-
nativlosen Nutzung von LNG-Gas erpressbar gemacht
und müsse jetzt Milliarden draufzahlen. Der Grünen-
Haushaltspolitiker SvenChristian Kindler sagte: „Kurz-
fristig ist die Gasversorgung zu sichern, aber wir müs-
sen aufpassen, dabei keine fossilen Überkapazitäten
für die Zukunft zu schaffen. Wir brauchen im Haus-
haltsausschuss mehr Klarheit über die Kosten und Ri-
siken der LNG-Projekte.“
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Reimar Paul

Endlager-Begleitgremium ist entrüstet

Die Mitglieder erfuhren erst aus der Presse über Zeitverschiebung bei der Suche nach Lager-
stätte für den Atommüll

Kürzlich war bekannt geworden, dass der Standort für das Endlager für Atommüll wohl erst frühes-
tens zurMitte dieses Jahrhunderts feststehenwird. Die Verzögerungwirft viele Fragen auf, auch beim
Gremium, das den Prozess begleiten soll.

Wissenschaftsbasiert, fair und transparent soll die Su-
che nach einem Endlager für den hoch radioaktiven
Atommüll ablaufen, die Öffentlichkeit soll frühzeitig
am Verfahren beteiligt werden – so schreibt es das
Standortauswahlgesetz von 2017 fest. Zumindest ge-
gen einige dieser Kriterienwurde nun verstoßen. Denn
dasNationale Begleitgremium (NBG), das denProzess
vermittelnd begleiten soll, hat nach eigenem Bekun-
den erst aus der Presse erfahren, dass sich die Suche
wohl um Jahrzehnte verzögern wird.

Trotz regelmäßiger Gesprächemit allen beteiligten In-
stitutionen sei man in den Informationsfluss rund um
die Verlängerung der Endlagersuche um mehrere De-
kaden nicht eingebunden gewesen, beklagte sich das
NBG. Dementsprechend groß sei die Entrüstung unter
denMitgliedern, stehedasGremiumdoch für Transpa-
renzunddieSchaffungvonVertrauen indasVerfahren.

Durch Medienveröffentlichungen war kürzlich be-
kannt geworden, dass der Standort für das Endlager
wohl frühestens zur Mitte dieses Jahrhunderts fest-
stehen wird. Dagegen steht im Gesetz, dass die Fest-
legung des Standortes für das Jahr 2031 angestrebt
wird. Noch im vorigen Dezember hatte die mit der Su-
che beauftragte Bundesgesellschaft für Endlagerung
(BGE) erklärt, dass sich an dieser Vorgabe nichts än-
dere. Am 10. November räumte die bundeseigene Ge-
sellschaft dann erstmals ein, dass dieser Termin nicht
zu halten ist. Die Auswertung geologischer Daten und
auch die Entwicklung der nötigen Methoden verlang-
ten mehr Zeit.

Die »Süddeutsche Zeitung« hatte zudem unter Beru-
fung auf interne Unterlagen der BGE über zwei zeit-
liche Szenarien für die Auswahl eines Standortes be-
richtet. Im schnelleren Szenario könne bis 2046 fest-
stehen, an welchem Ort der Atommüll gelagert wer-
den soll.

Der frühere bayerische Ministerpräsident Günther
Beckstein (CSU), der seit März 2020 im 18-köpfigen
NBG sitzt, brachte die Kritik des Gremiums amMontag
auf den Punkt: »Die Art und Weise, wie wir und die Öf-
fentlichkeit vondieser Verzögerungerfahrenhaben, ist
ein großes Problem«, sagte er. »Wie kann es sein, dass
wir in einem ständigen Austausch mit der BGE und
den anderen Akteuren stehen, aber solch eine wichti-
ge Zeitverschiebung erst aus der Presse erfahren? Das
ist ein Vertrauensbruch – das muss man ganz klar sa-
gen und auch Tacheles reden.«

»Diese Zeitplanänderung war ein Paukenschlag«, so
auch die Ko-Vorsitzende des Begleitgremiums, Miran-
da Schreurs. Sie werfe auch Fragen auf über die zu-
künftige Rolle des Gremiums und bestärke die Not-
wendigkeit der beiden Prinzipien des Standortaus-
wahlgesetzes, nämlich Partizipation undTransparenz.

Die Auswirkungen der Verzögerung auf das Suchver-
fahren sind nach Ansicht des NBG erheblich. Sie rei-
chen von der Konzeption der Öffentlichkeitsbeteili-
gung über finanzielle Aspekte bis zum Problem mit
den Zwischenlagern. Gemeinden mit Zwischenlagern
fragten sich, wie lange die Castoren wohl nun bei ih-
nen gelagert würden. Junge Menschen stellten sich
die Frage, ob die finanziellen Mittel ausreichten, um
diesen verlängerten Suchprozess und die Endlage-
rung zu bezahlen.

Dass die Verschiebung der Standortfindung um Jahr-
zehnte eine verlängerte Zwischenlagerung der radio-
aktiven Abfälle zur Folge hat, merkt auch die Bürger-
initiative (BI) Umweltschutz Lüchow-Dannenberg an.
»Das wirft erhebliche Sicherheitsbedenken auf«, sag-
te BI-SprecherWolfgang Ehmke dem »nd«. Die Castor-
Behälter, indenenderAtommüll aufbewahrtwird, und
die Zwischenlager seien jeweils für 40 Jahre ausgelegt
und genehmigt worden. Die zentralen Lagerstätten in
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Gorleben sowie im westfälischen Ahaus verfügten nur
bis 2034 beziehungsweise 2036 über Betriebsgeneh-
migungen. »Wir sind«, so Ehmke, »höchst beunruhigt.«

In den 70er Jahren hatten die politischen Entschei-
dungsträger das niedersächsische Bergwerk Gorleben

ohne Mitbestimmung der Bevölkerung als Endlager-
Standort festgelegt und damit große Proteste ausge-
löst. Die vorwenigen Jahrenneu aufgelegte Suche soll
nunnicht nur geowissenschaftlicheDatenberücksich-
tigen, sondern eben auch transparent und fair ablau-
fen.
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